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Nr. 5/2023 (Redaktionsschluss Ende April 2023) 
 

Aktuelle Steuer-Nachrichten 
 

1. Aus Gesetzgebung und Verwaltung:  

a)  Diskussionsentwurf zur Einführung der E-Rechnung 

Nachdem sich die Regierungsparteien in ihrem Koalitions-
vertrag auf die Einführung eines bundesweit einheitlichen 
Meldesystems zur Erstellung, Prüfung und Weiterleitung 
von Rechnungen verständigt hatten, wurde nun am 
17.04.2023 der lang erwartete Diskussionsentwurf zur 
Einführung der E-Rechnung für inländische B2B-Umsätze 
vorgelegt und an die wichtigsten Wirtschaftsverbände zur 
Stellungnahme versendet. Die Einführung ist zum 
01.01.2025 geplant. 

In dem BMF-Entwurf geht es im Kern um eine Änderung 
des § 14 UStG, mit der die neue elektronische Rechnung 
definiert wird. Das künftige Meldesystem soll es ermög-
lichen, eine in einem standardisierten Datensatz struktu-
rierte E-Rechnung auszustellen, zu übermitteln und zu ver-
arbeiten. Bei inländischen B2B-Transaktionen soll die Aus-
stellung einer E-Rechnung in Zukunft verpflichtend sein.  

b)  BewG: Grundbesitzbewertung nach den Ände-
rungen im JStG 2022 

In dem gleichlautenden Erlass vom 20.03.2023 (AE Bew 
JStG 2022) stellt die Finanzverwaltung ihre Auffassung zu 
den Änderungen in den erbschaftsteuerlichen Grund-
stücksbewertungsverfahren im BewG durch JStG 2022 dar.  

Interessant sind vor allem in dem 47 Seiten umfassenden 
Erlass die Ausführungen zur Anwendung der von 
Gutachterausschüssen zur Verfügung gestellten Daten zur 
Grundstücksbewertung vor allem hinsichtlich der zeitlichen 
Anwendbarkeit. Daneben gibt es zahlreiche Beispiele zur 
Anwendung der Neuregelungen, insbesondere zur Berech-
nung der neu anzusetzenden Bewirtschaftungskosten 
(nach Verwaltungskosten, Instandhaltungskosten und 
Mietausfallwagnis). Ebenfalls enthalten sind Ausführungen 
zu den neu im Rahmen des Sachwertverfahrens zu 
beachtenden Regionalfaktoren sowie zu den Sonderfällen, 
wie etwa der Bewertung von Erbbaurechtsfällen und Fällen 
mit Gebäuden auf fremden Grund und Boden. 

Die neuen Ausführungen des Ländererlasses greifen für 
alle Bewertungsstichtage nach dem 31.12.2022. 

c)  Einkommensteuer: Ertragsteuerliche Behandlung 
von Genussrechtskapital 

Nach der Veröffentlichung des BMF-Entwurfs zur ertrag-
steuerlichen Behandlung von Genussrechtskapital im 

November 2022 folgt nun die Veröffentlichung des finalen 
und 10 Seiten umfassenden Schreibens vom 11.04.2023, 
das auf alle noch offenen Fälle anzuwenden ist.  

Das Schreiben beschäftigt sich mit der Definition von 
Genussrechtskapital (Rn. 1 bis 3) sowie mit der Abgren-
zung von Genussrechtskapital zu anderen Kapital-
überlassungen, wie der stillen Gesellschaft und partia-
rischen Darlehen (Rn. 4 bis 6). Zudem wird zur steuer-
bilanzrechtlichen Abgrenzung von Fremdkapital und 
Eigenkapital (Rn. 4 bis 28) Stellung bezogen. Dabei wird 
klargestellt, dass Kapitalzuführungen von fremden Dritten 
stets zu Fremdkapital führen und nur bei Kapital-
zuführungen von Anteilseignern oder von dem Anteils-
eigner nahestehenden Person zu prüfen ist, ob dieses der 
Kapitalgesellschaft als Fremd- oder als Eigenkapital 
gewährt wurde. Dabei stelle i. d. R. eine bestehende 
Rückzahlungsverpflichtung das entscheidende Abgren-
zungskriterium für das Vorliegen von Fremdkapital dar. In 
diesem Zusammenhang werden weitere Ausführungen 
zum Genussrechtskapital in der Krise (Rn. 16, 17), zu 
Wandlungs- oder Optionsrechten (Rn. 18) und zum Ansatz 
des Genussrechtskapitals als Verbindlichkeit (Rn. 19 bis 28) 
gemacht. Im Rahmen des Ansatzes als Verbindlichkeit 
werden Ausführungen beim Fehlen einer wirtschaftlichen 
Belastung, zum Passivierungsaufschub nach § 5 Abs. 2a 
EStG und zu Folgen des fehlenden Ansatzes einer 
Verbindlichkeit gemacht. 

Zudem macht das Schreiben Aussagen zu Zahlungen auf 
Genussrechtskapital bei der Einkommensermittlung der 
emittierenden Gesellschaft (Rn. 29 bis 33) sowie zur 
Umwandlung einer Darlehensforderung in ein Genussrecht 
(Debt-Mezzanine-Swap in den Rn. 34 bis 36). 

Keine Aussagen enthält das Schreiben dagegen zu den 
steuerlichen Folgen beim Genussrechtsinhaber.  

d)  USt: BMF zum unrichtigen oder unberechtigten 
Steuerausweis 

In seinem Schreiben vom 18.04.2023 reagiert das BMF 
zum unrichtigen oder unberechtigten Steuerausweis auf 
die Aussagen des BFH-Urteils vom 26.09.2019 (XI R 5/18) 
und fügt neue Absätze in A 14c1 und 14c.2 AE UStG ein. 

Soweit der Aussteller einer Rechnung mit dieser nicht 
unberechtigt über eine von ihm (angeblich) erbrachten 
Leistung, sondern über eine Entgeltminderung abrechnet 
und dies zusätzlich durch ein Minuszeichen bei dem offen 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Erbschaft_und_Schenkungsteuer/2023-03-20-gle-anwendung-der-vorschriften-fuer-die-bewertung-des-grundvermoegens-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungsteuer/2023-04-11-ertragsteuerliche-behandlung-von-genussrechtskapital.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungsteuer/2023-04-11-ertragsteuerliche-behandlung-von-genussrechtskapital.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-04-18-unrichtiger-oder-unberechtigter-steuerausweis.pdf?__blob=publicationFile&v=1


 

 
Bei Sammlung dieser Rundschreiben sind durch das am Jahresende erscheinende Stichwortverzeichnis unsere Informationen leicht auswertbar 

ausgewiesenen Betrag zum Ausdruck bringt, wird dieser 
negative Betrag nicht nach § 14c Abs. 1 UStG geschuldet 
(Folge aus dem BFH-Urteil vom 26.06.2019, XI R 5/18, Rn. 
37 ff). Denn bei dem negativen Betrag handele sich weder 
um einen „Mehrbetrag" im Sinne des § 14c Abs. 1 UStG 
noch um einen „ausgewiesenen Betrag" im Sinne des 
§ 14c Abs. 2 Sätze 1 und 2 UStG.  

Rechnet dagegen der Aussteller der Rechnung mit dieser 
unberechtigt über eine von ihm (angeblich) erbrachten 
Leistung ab und wird durch das Minuszeichen lediglich 
eine Zahlungsverpflichtung des Leistungsempfängers 
ausgedrückt, ist insoweit § 14c UStG bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen anwendbar, da in diesem Fall 
kein „negativer Betrag“ i.S.d. der BFH-Entscheidung vom 
26.09.2019 vorliegt.  

Zudem stellt das BMF in dem Schreiben klar, dass bei der 
Prüfung, ob ein Dokument (nur) über Leistungen oder 
(auch) über Entgeltminderungen abrechnet, unter dem 
Gesichtspunkt der Gefährdung des Steueraufkommens 
weitere Dokumente nur dann ergänzend heranzuziehen 
sind, wenn die Abrechnung auf diese verweist. 

2. Steuerzahlungstermine im Juni und Juli 2023 

Das erste Datum gibt den gesetzlichen Fälligkeitstermin an, 
das zweite Datum das Ende der Zahlungs-Schonfrist: ESt, 
KSt, KiSt, SolZ, LSt, Kirchen-LSt, SolZ-LSt, USt: 
12.06./15.06.; LSt, Kirchen-LSt, SolZ-LSt, USt: 10.07./13.07. 

3. AStG: Rückkehrabsicht bei Wegzugsbesteuerung 

Der Wegzug einer im Inland unbeschränkt steuerpflichtigen 
natürlichen Person führt nach § 6 Abs. 1 Satz 1 AStG bei 
Erfüllung sämtlicher Tatbestandsvoraussetzungen zu 
einem Veräußerungsgewinn i.S.d. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG 
auch ohne Veräußerung der Anteile. Dieser Steuer-
anspruch kann allerdings unter gewissen Voraussetzungen 
nachträglich nach § 6 Abs. 3 Satz 1 AStG entfallen. 
Voraussetzung hierfür ist unter anderem, dass die 
Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht auf einer nur 
vorübergehenden Abwesenheit des Steuerpflichtigen 
beruht und der Steuerpflichtige innerhalb eines gesetzlich 
bestimmten Zeitraums wieder unbeschränkt steuerpflichtig 
wird. Dieser Zeitraum beträgt nach aktueller Rechtslage 
sieben Jahre und vor dem ATAD-UmsG: fünf Jahre.  

Die Finanzverwaltung fordert für das Vorliegen des 
Merkmals der „nur vorübergehenden Abwesenheit“, dass 
bereits im Zeitpunkt des Wegzugs die „Rückkehrabsicht“ 
bestehen muss und dies auch glaubhaft zu machen ist 
(BMF-Schreiben vom 14.05.2004, Tz. 6.4.1, Tz. 6.4.2). 

In seiner aktuellen Entscheidung vom 21.12.2022 
(I R 55/19) hat nun der BFH für einen Wegzugsfall des 
§ 6 AStG i.d.F. vor ATAD-UmsG (Streitjahr 2014) das 
Vorliegen des Merkmals der "nur vorübergehenden 
Abwesenheit" in § 6 Abs. 3 Satz 1 AStG unabhängig von 
einer "Rückkehrabsicht" bejaht, wenn der Steuerpflichtige 
innerhalb des gesetzlich bestimmten Zeitrahmens von fünf 
Jahren nach dem Wegzug wieder unbeschränkt steuer-
pflichtig wird. Der Wortlaut der Vorschrift gäbe keine 
Auskunft über den Zeitpunkt der Willensbildung. Der 
Rückkehrwille nach § 6 Abs. 3 Satz 1 AStG könne somit 
durchaus im Laufe des gesetzlichen Rückkehrzeitraums 
gebildet worden sein. Damit indiziert die tatsächliche 
(zeitgerechte) Rückkehr für den BFH vielmehr die 
ursprünglich bestehende Rückkehrabsicht.  

Erst bei der Verlängerungsmöglichkeit in § 6 Abs. 3 Satz 2 
AStG a.F. bzw. § 6 Abs. 3 Satz 3 AStG n.F. verlange der 
Gesetzgeber eine solche „Rückkehrabsicht“ im Antrags-
zeitpunkt für den Verlängerungszeitraum. 

4. GewStG: Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von 
Mietaufwendungen 

In seiner aktuellen Entscheidung vom 19.01.2023 (III R 
22/20) nahm der BFH wieder einmal zur gewerbe-
steuerlichen Hinzurechnung von Mietaufwendungen für 
bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter bei einer 
Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalterin 
Stellung. Im Streitfall konnten Auftraggeber bei der Veran-
stalterin ein Event oder eine Produktion regelmäßig als 
Gesamtpaket (neben Nutzung der Location auch Organi-
sation, wie u.a. Werbung, Bereitstellung Infrastruktur, 
Ablaufplanung, etc.) buchen. Dafür mietet die Veranstal-
terin entsprechend bewegliche und unbewegliche Wirt-
schaftsgüter an. Für den BFH hängt die für die Hinzu-
rechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e GewStG voraus-
gesetzte „Anlagevermögenseigenschaft“ davon ab, ob die 
veranstaltende GmbH längerfristig dieselben oder wieder-
holt kurzfristig vergleichbare Wirtschaftsgüter vorhalten 

muss, um mit diesen ‑ entsprechend einem Produk-
tionsmittel ‑ immer wieder neue Events organisieren zu 
können. Dies würde zu einer grundsätzlichen Erfassung 
bei der Hinzurechnung führen.  

Werden dagegen die betreffenden Wirtschaftsgüter voraus-
sichtlich nur für einen einzelnen Event verwendet und fehlt 
es an der Austauschbarkeit mit anderen angemieteten 
beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern, 
spreche dies dafür, dass sie in das Produkt "Einzelevent" 
eingehen und nur dem Umlaufvermögen zuzuordnen 
wären. Diese würde für eine Einordnung als fiktives 
Umlaufvermögen sprechen, was zu Nicht-Erfassung bei 

der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung führt. 

5. UStG: Vorsteuerabzug aus Reparaturkosten für 
Schaden an einem Hausdach bei der Installation 
einer PV-Anlage 

Grundsätzlich setzt der Vorsteuerabzug für eine Eingangs-
leistung unter anderem voraus, dass diese für nicht-
vorsteuerschädliche Ausgangsleistungen verwendet wird. 
Im Streitfall ging es allerdings um die Vorsteuer für die 
Reparatur eines Daches eines nicht-unternehmerisch 
genutzten Wohngebäudes. Ursächlich für den durch die 
Reparatur behobenen Dachschaden war allerdings die 
unsachgemäß auf dem Dach montierte unternehmerisch 
genutzte Photovoltaikanlage (PV-Anlage).  

Der BFH ließ in seinem Urteil vom 07.12.2022 (XI R 16/21) 
den Vorsteuerabzug zu. Denn maßgebend für den 
Vorsteuerabzug sei nicht nur die Verwendung der vom 
Steuerpflichtigen bezogenen Eingangsleistung, sondern 
auch der ausschließliche Entstehungsgrund des Eingangs-
umsatzes. Wird demzufolge aufgrund der unsachgemäßen 
Montage einer unternehmerisch genutzten Photovoltaik-
Anlage das Dach eines eigenen Wohnzwecken dienenden 
Hauses beschädigt, steht dem Unternehmer für die zur 
Beseitigung des Schadens notwendigen Zimmerer- und 
Dachdeckerarbeiten der Vorsteuerabzug zu. Damit stellt 
der BFH klar, dass die für den Vorsteuerabzug der 
Eingangsleistung notwendige Verwendung für steuer-
pflichtige Ausgangsumsätze nicht nur vorliegt, wenn diese 
für die Ausgangsleistungen verwendet wird. In diesem Fall 
wäre der Vorsteuerabzug der Eingangsleistung verneint 
worden, weil diese der Reparatur des Daches eines nicht-
unternehmerisch genutzten Wohngebäudes diente. Der 
Vorsteuerabzug wird stattdessen auch für Eingangs-
leistungen gewährt, wenn diese einen Schaden beseitigen, 
der durch unternehmerische Tätigkeit verursacht wurde, 
d.h. hier durch den Schaden, der bei der Montage der PV-

Anlage entstanden ist. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310080/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310080/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310083/

